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EIN FRAGMENTIERTES EUROPA  
IN EINEM LABILEN KONGO
Die Demokratische Republik Kongo ist von Gegensätzen geprägt: Einem Überfluss an 
Bodenschätzen einerseits steht etwa ein eklatanter Mangel an stabilen und legitimen 
staatlichen Strukturen andererseits gegenüber. Zahlreiche europäische Akteure unternehmen 
im Kongo Anstrengungen zur Unterstützung in den Bereichen Sicherheit, Staatsführung, 
Entwicklung sowie soziale und wirtschaftliche Infrastruktur. Die Wirksamkeit dieser 
Massnahmen wird jedoch häufig durch einen Mangel an Kohärenz, an ausreichenden lokalen 
Kenntnisse und an politischer Konstanz unterminiert. Notwendig ist eine strategischere 
Vorgehensweise. 

In der DR Kongo prallen unterschiedliche Agenden aufeinander: Der französische Präsident Nicolas Sarkozy 
auf Staatsbesuch in Kinshasa, 26. März 2009.                                                                                REUTERS / Pool New�

Die Demokratische Republik Kongo (DR 
Kongo) ist wichtig. Das Land ist rund zehn-
mal so gross wie Grossbritannien und hat 
über 71 Millionen Einwohner, die über 200 
Volksgruppen angehören. Es verfügt über 
zahlreiche natürliche Ressourcen wie Me-
talle, Mineralien, Wälder und Erdöl und 
liegt strategisch günstig im Zentrum Afri-
kas. Diesem Reichtum stehen jedoch ex-
treme Korruption, fehlendes Wirtschafts-
wachstum, die auch nach der formellen 
Beendigung der kriegerischen Auseinan-
dersetzungen im Jahr 2003 anhaltende 
Instabilität sowie die ständig drohende 
Gefahr regionaler Unruhen gegenüber.

Mit einem Pro-Kopf-Jahreseinkommen von 
ca. 189 US-Dollar (2010) gehört die DR Kon-
go zu den ärmsten Ländern der Welt und 

rangiert am unteren Ende des UNO-Ent-
wicklungsindex. In den Kivu-Provinzen im 
Osten gefährden bewaffnete Milizen wie 
die Forces Armées RDS (FARDC), die von den 
Hutu dominierten Democratic Forces for 
the Liberation of Rwanda (FDLR) und der 
von den Tutsi dominierte Congress for the 
Defence of the People (CNDP) nach wie vor 
die Stabilität des Landes. Im Nordosten be-
geht die ugandische Rebellengruppe Lord’s 
Resistance Army (LRA) weiterhin massive 
Menschenrechtsverletzungen. Internatio-
nale und regionale Bemühungen zum Ab-
schluss von Friedensabkommen sind bis-
her praktisch ergebnislos geblieben.

Was die DR Kongo am dringendsten benö-
tigt, sind transparente staatliche Struktu-
ren zur Gewährleistung der Sicherheit der 

Bevölkerung und zum Schutz der natürli-
chen Ressourcen. Ein wichtiger Schritt er-
folgte 2006, als zum ersten Mal seit über 
40 Jahren international als glaubwürdig 
eingeschätzte Mehrparteienwahlen ab-
gehalten wurden. Für November 2011 sind 
erneut Präsidentschafts- und Parlaments-
wahlen vorgesehen. Sie werden einen 
Hinweis darauf geben, ob im Kongo die 
Entwicklung in Richtung Stabilität und 
Wiederaufbau auf dem richtigen Weg ist. 
Die anhaltenden inneren Unruhen sowie 
die Verzögerung bei den Wahlvorberei-
tungen geben keinen Anlass zu optimis-
tischen Prognosen. Die internationale 
Staatengemeinschaft hat sich bisher nur 
zögerlich an den Wahlvorbereitungen be-
teiligt. Grössere Anstrengungen sind not-
wendig um zu vermeiden, dass die Wahlen 
den Kongo sowie die gesamte Region der 
Grossen Seen destabilisieren und so die Er-
gebnisse jahrelanger Wiederaufbauarbeit 
gefährden. 

Der Kongo braucht vor allem im Bereich 
der Regierungsführung Unterstützung, um 
politisch und wirtschaftlich Tritt zu fassen. 
Zentral ist die Verwaltung der natürlichen 
Ressourcen. Derzeit gibt es Bemühungen 
zur Regulierung des Holz- und Mineralien-
handels, des privatisierten Erzabbaus und 
der Erdölförderung. Doch in einem Land 
für Stabilität zu sorgen, das am Rande des 
Kollapses steht und in welchem Präsident 
Joseph Kabila immer stärker durch Opposi-
tionsparteien und Antiregierungsbewegun-
gen herausgefordert wird, bedingt mehr als 
ein halbherziges Engagement. Dies gilt so-
wohl für die innenpolitischen als auch für 
die internationalen Bemühungen. 
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Die Europäer haben sich im Kongo in 
den Bereichen Entwicklungskoopera- 
tion, humanitäre Hilfe und institutionelle 
Reformen vielseitig engagiert. Eine Zwi-
schenbilanz offenbart jedoch mehr offene 
Baustellen als konkrete Fortschritte. Dem 
europäischen Engagement fehlt es an 
Kohärenz und strategischer Ausrichtung. 
Zudem messen andere internationale Ak-
teure den Prinzipien der Good Governance 
weit weniger Bedeutung zu. Angesichts 
der bevorstehenden Wahlen ist es für Eu-
ropa höchste Zeit, seine Politik zu überden-
ken und anzupassen. 

Europa in der DR Kongo: Viel Lärm 
um nichts?
Als wichtigster Exportpartner der DR Kon-
go für Rohstoffe wie Diamanten, Edelme-
talle, Kaffee, Erdöl oder Holz ist der Einsatz 
der Europäischen Union (EU) zugunsten 
einer politischen Stabilisierung nicht über-
raschend. Europa setzt sich im Kongo stark 
für politische, wirtschaftliche, soziale und 
humanitäre Verbesserungen ein. Das En-
gagement basiert auf der Überzeugung, 
dass eine «Gute Regierungsführung» über 
alle Sektoren hinweg der Schlüssel zur 
Senkung der Armut, zur Verbesserung der 
humanitären Situation sowie zur Ankur-
belung eines nachhaltigen Wirtschafts-
wachstums darstellt – kritische Faktoren 
in ressourcenreichen, aber politisch insta-
bilen Ländern wie der DR Kongo. Der poli-
tische Diskurs zwischen der EU und dem 
Kongo hat dabei die kommerziellen Bezie-
hungen teilweise beeinträchtigt.

Neben Handelsabkommen und traditio-
nellen Entwicklungsbemühungen in den 
Bereichen Bildung, Gesundheitswesen und 
Transport liegt der Schwerpunkt der Akti-
vitäten der Europäischen Kommission auf 
dem Wiederaufbau der politischen Infra-
struktur des Kongo. Das Indicative National 
Programme im Rahmen des 10. Europäi-
schen Entwicklungsfonds (EEF) für die Jah-
re 2008 – 2013 legt im Vergleich mit dem 
vorangegangenen Programm deutlich 
mehr Wert auf Good Governance. Schwer-
punkte liegen auf der Demokratisierung, 
der Förderung von Menschenrechten so-
wie auf institutionellen Reformen. Unter 
der Leitung der EU stehen auch die beiden 
zivilen Missionen EUPOL DRC und EUSEC 
DRC. Sie zielen auf die Reformierung der 
kongolesischen Polizei- bzw. Militärstruk-
turen ab.

Viele dieser Programme basieren auf frü-
heren Engagements der EU im Kongo. Frie-
den, Sicherheit und Stabilität bilden seit 

Langem die Prioritäten der EU in diesem 
Land. Seit dem Beginn der EU-Militärope-
ration «Artemis» im Jahr 2003 ist die EU 
im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (GSVP) ununter-
brochen in der DR Kongo präsent. Beim 
zivilen Krisenmanagement hat die EU den 
Schwerpunkt auf die Reform des Sicher-
heitssektors gelegt und konzentriert sich 
auf die Bereiche Polizei, Armee und Justiz. 
2004 hat sich die EU-Kommission an der 
Ausbildung einer integrierten Polizeiein-
heit beteiligt. Dieses Engagement wurde 
im Rahmen der GSVP mit der Polizeimis-
sion «EUPOL Kinshasa» (2005 – 2007) wei-
tergeführt. Darüber hinaus unterstützen 
Staaten wie Frankreich, Grossbritannien 
oder Belgien mit verschiedenen bilatera-
len Projekten die Bemühungen der EU zu-
gunsten von politischen Reformen und der 
Reform des Sicherheitssektors. 

Dies klingt zwar gut, doch die handfesten 
Erfolge sind begrenzt. Der Kongo scheint 
auf der Prioritätenliste der europäischen 
Politik immer weiter abzurutschen. So ent-
schied Catherine Ashton erst am 2. August 
2011, für die Wahlen im November eine 
Beobachtungsmission zu entsenden. Dies 
mag wie ein Detail erscheinen, doch steht 
es symbolhaft für die Defizite der europäi-
schen Kongopolitik. 

Fehlende Koordination
Ein zentrales Manko liegt darin, dass die 
zahlreichen europäischen Aktivitäten im 
Kongo mehrheitlich unkoordiniert durch-
geführt werden. Ob diese die gleiche 
Stossrichtung verfolgen oder sich wider-
sprechen, ist weitgehend dem Zufall über-
lassen. Ein kurzer Blick auf die Organisa-
tion deckt bereits viele Inkonsistenzen auf: 
Während die EU-Kommission Massnah-

men zur Förderung der Good Governance 
über ein langfristig ausgerichtetes Budget 
finanziert, plant der EU-Rat kurzfristig und 
entnimmt die finanziellen Mittel verschie-
denen Budgetposten. Zivile Missionen 
werden von der Kommission finanziert, 
während die Kosten von militärischen 
Operationen von den Mitgliedstaaten ge-
tragen werden. Um alles noch komplizier-
ter zu machen, wird auch die EUSEC, eine 
zivile Mission mit militärischem Schwer-
punkt, von den Mitgliedstaaten finanziert.

Klarere Strukturen seitens der EU könnten 
hier Abhilfe schaffen. Die kurzfristige, tech-
nische Umsetzung der Sicherheitsreform 
sollte im Rahmen der GSVP durchgeführt 
werden. Die EU-Delegation in der DR Kon-
go, die im Rahmen des neugegründeten 
Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) 
tätig ist, sollte für die längerfristige, po-
litische Unterstützung dieser Projekte 
zuständig sein. Dies würde die willkürli-
chen Entscheidungen zur Erweiterung der 
GSVP-Missionen verhindern. Der Rat und 
die Kommission sollten komplementäre 
Funktionen erfüllen, ihre institutionellen 
und technischen Ressourcen jedoch wo 
sinnvoll zusammenlegen. 

Eine buchstabengetreue Umsetzung des 
Lissabon-Vertrags würde bedeuten, dass 
die EU-Delegation die GSVP-Missionen 
politisch begleitet. Doch integrierte Struk-
turen sind in der Realität noch Zukunfts-
musik. Zwar existieren im Kongo gewisse 
europäische und internationale Koordina-
tionsplattformen, doch ist darin meist nur 
die EU-Delegation vertreten, während die 
Leiter der laufenden GSVP-Missionen über-
gangen werden. Genutzt werden solche 
Koordinationsplattformen vor allem durch 
andere internationale Organisationen (z.B. 
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die United Nations Organization Stabiliza-
tion Mission in the Democratic Republic of 
the Congo, MONUSCO) und durch bilateral 
in der DR Kongo tätige Staaten. 

Hier liegt ein weiteres Problem: EU-Mit-
gliedstaaten mit grossen Budgets für 
den Kongo leisten nur widerwillig einen 
Beitrag zu GSVP-Missionen. Das Bei-
spiel Grossbritannien illustriert dies. Das 
hauptsächlich für die Förderung von Good 
Governance vorgesehene Budget in Höhe 
von 60 Millionen £ übersteigt das Enga-
gement der EU bei Weitem. Andere Mit-
gliedstaaten wie Belgien oder die skandi-
navischen Länder nutzen die EUPOL und 
die EUSEC DRC hauptsächlich dafür, ihre 
eigene Aussenpolitik in ein gutes Licht zu 
rücken. Im Kongo spielen alle Staaten nach 
ihren eigenen Spielregeln. 

Notwendigkeit einer Strategie
Die fehlende Strategie und die unter-
schiedlichen Agenden bilden die Hauptpro-
bleme der europäischen Präsenz in der DR 
Kongo. Kurzfristiges und langfristiges Den-
ken sind nicht aufeinander abgestimmt. 
Eine zentrale Ursache dafür sind die feh-
lenden Kenntnisse in Europa über die poli-
tischen, sicherheitsrelevanten und kulturel-
len Rahmenbedingungen im Kongo. 

Trotz häufiger Verweise der EU auf die 
«Eigenverantwortung» sind die kongo-
lesischen Behörden höchstens halbher-
zig daran interessiert, die EU-Initiativen 
in Gang zu halten. Das Misstrauen der 
Kabila-Regierung gegenüber paneuropä-
ischen Initiativen zeigt sich etwa in den 
Schwierigkeiten für westliche Akteure 

bei der Durchführung von Massnahmen 
bei der Reform des Sicherheitssektors. 
Ein Beispiel: Die Integrierte Polizeieinheit, 
die 2005 von der EU gegründet worden 
war, existiert nicht mehr. Der Grund dafür 
liegt darin, dass eine 1 000 Mann starke, 
straff organisierte Polizeieinheit in einem 
Land wie dem Kongo einen für die lokale 
Machtbalance viel zu gewichtigen Ein-
flussfaktor darstellte. Obwohl man diese 
Einheit 2005 ursprünglich zur Unterstüt-
zung der aus unterschiedlichsten politi-
schen Gruppen gebildeten kongolesischen 
Übergangsregierung gegründet hatte, 
wurde mit der Zeit immer unklarer, wel-
che Autorität die Einheit noch kontrollie-
ren konnte.

Die verschiedenen Aktivitäten der EU-
Kommission in den östlichen Provinzen 
würden ebenfalls von einer ganzheitlichen 
Strategie profitieren. Das in Goma ver-
tretene Europäische Amt für Humanitäre 
Hilfe (ECHO) kämpft schon seit Jahren mit 
Problemen bei seinen Bemühungen, die 
Binnenvertriebenen aufzuspüren und ih-
nen Hilfe zukommen zu lassen. Das ECHO 
betreibt seine humanitär ausgerichtete 
Arbeit unabhängig von der politischen 
und ethnischen Zugehörigkeit der Flücht-
linge. Es arbeitet ausserhalb formeller 
staatlicher Strukturen und unterhält oft 
auch Kontakte zu Rebellengruppen. Zu den 
grössten Problemen für das ECHO gehören 
die Logistik und die Infrastruktur, um die 
Hilfe an diejenigen Orte zu bringen, wo 
sie am dringendsten benötigt wird. Genau 
diese Bereiche würden zu den Prioritäten 
im Rahmen des 10. Europäischen Entwick-
lungsfonds gehören.

Die Folgen dieser Fragmentierung der 
verschiedenen europäischen Aktivitäten 
liegen auf der Hand. Gute Absichten und 
einige ernsthafte Bemühungen reichen 
nicht aus, um die Probleme in einem fragi-
len Staat wie der DR Kongo nachhaltig zu 
lösen. Notwendig ist eine Strategie, die ab 
Planungsbeginn gründliche Kenntnis der 
lokalen und regionalen Gegebenheiten 
mit einem engen Dialog zwischen allen re-
levanten europäischen Akteuren und den 
kongolesischen Behörden kombiniert. Es 
macht keinen Sinn, einen Staat aufzubau-
en, ohne über einen strategischen Ansatz 
zu verfügen, der auf präzis definierte, rea-
listische Ziele ausgerichtet ist.

Europa muss dringend die Arbeitsteilung 
zwischen den verschiedenen EU-Institu-
tionen sowie zwischen der EU und ihren 
Mitgliedstaaten überdenken. Es genügt 
nicht, einen EU-Spezialbeauftragten für 
die Region der Grossen Seen zu ernennen, 
dies umso weniger, als die Zukunft seines 
Mandats unsicher ist. Erst wenn die ver-
schiedenen Massnahmen in einem kohä-
renten Paket vereint sind, können nachhal-
tige Fortschritte erzielt werden. Nationale 
und institutionelle Alleingänge sollten ver-
mieden und die verschiedenen Interessen 
möglichst rasch aufeinander abgestimmt 
werden.

Der Kongo und die 
aussereuropäischen Akteure
Während Europa sich in erster Linie darauf 
zu konzentrieren scheint zu beweisen, dass 
es fähig ist, stabile Strukturen in fragilen 
Staaten aufzubauen, bahnen sich andere 
aufstrebende internationale Akteure einen 
Weg zu den Rohstoffen des Landes, ohne 
sich gross um Good Governance zu küm-
mern. Angesichts der vorhandenen Boden-
schätze besteht ein enormes wirtschaftli-
ches Interesse am Kongo. Dieser Umstand 
erklärt, weshalb China in die Infrastruktur 
für den Transport von Rohstoffen investiert 
und warum weder die USA noch Südafrika 
auf Importe aus der DR Kongo verzichten 
wollen.

Es werden viel Unterstützung, politischer 
Wille und harte Arbeit notwendig sein, um 
rohstoffreiche Provinzen wie Kantanga so 
weit zu entwickeln und zu stabilisieren, 
dass die politischen Risiken auf ein erträg-
liches Mass reduziert und solide Handels-
beziehungen aufgebaut werden können. 
Grundvoraussetzung für ein nachhaltiges 
Wachstum in der DR Kongo ist die Sicher-
stellung der makroökonomischen Stabili-
tät durch grössere Transparenz und eine 
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	 Das Gebiet der Grossen Seen (DR Kongo, Ruanda, Burundi) ist eine Schwerpunktregion der 
Entwicklungszusammenarbeit und der Friedenspolitik der Schweiz. 2010 hat sich der Bund 
mit knapp 25 Millionen CHF in dieser Region engagiert (DEZA: ca. 21 Mio. CHF, PA IV: ca. 2 
Mio. CHF, VBS: ca. 0,8 Mio. CHF). 

	 In der DR Kongo liegt der Schwerpunkt aktuell auf Massnahmen im Bereich der Entwick-
lungszusammenarbeit und der Humanitären Hilfe (z.B. Gesundheitswesen, Betreuung von 
Flüchtlingen und Gewaltopfern). 

	 Seit 2002 finanziert die Schweiz zusammen mit anderen Geldgebern das landesweit sen-
dende «Radio Okapi» (http://radiookapi.net). Ziel ist es u.a., der kongolesischen Bevölkerung 
Zugang zu sachlichen und unabhängigen Informationen zu ermöglichen. 

	 Ein verstärktes Engagement im Rahmen der zivilen Friedensförderung in der DR Kongo wird 
derzeit evaluiert. Die Schweiz beteiligt sich zudem in Hinblick auf die Wahlen im Herbst 
2011 an der Wahlbeobachtungsmission der EU. 

	 Die Schweiz stellt der MONUSCO drei Militärbeobachter zur Verfügung. Sie beteiligt sich 
zudem über ihre Pflichtbeiträge an die friedenserhaltenden Operationen der UNO an der 
Finanzierung dieser Mission. 

	 Die wirtschaftlichen Beziehungen sind begrenzt. 2009 betrug der Wert der Exporte in die DR 
Kongo ca. 9 Mio. CHF und der Wert der Importe aus der DR Kongo ca. 0,74 Mio. CHF. Aufgrund 
von UNO-Sicherheitsratsbeschlüssen bestehen auch in der Schweiz Sanktionen gegenüber 
der DR Kongo (Export von Rüstungsgütern, Finanztransaktionen, Reiserestriktionen). 

Die Schweiz und die DR Kongo
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vernünftige Wirtschaftspolitik. Um ins-
besondere die einer makroökonomischen 
Stabilisierung im Weg stehenden fluktuie-
renden Rohstoffpreise in den Griff zu be-
kommen, ist eine engere Zusammenarbeit 
zwischen der EU, China und den USA not-
wendig. 

Umfassende Reformen der staatlichen 
Strukturen und politische Stabilität sind 
das Fundament, auf dem der Erfolg der DR 
Kongo aufgebaut werden muss. Europa ist 
und bleibt dafür ein zentraler Akteur. Sein 
Hilfsbudget übersteigt nach wie vor die 
Entwicklungsinvestitionen anderer, neu in 
dieser Region tätiger internationaler Ak-
teure. Europa kann sich politisch ein Ver-
sagen im Kongo ebenso wenig leisten, wie 
die Region der Grossen Seen auf Stabilität 
in Kinshasa verzichten kann. Doch ohne 
ein grundlegendes strategisches Umden-
ken sowohl bei den EU-Mitgliedstaaten als 
auch unter den politischen Akteuren im 
Kongo selbst läuft die Entwicklung exakt 
in diese Richtung. 

Die kommenden Wahlen sind von ent-
scheidender Bedeutung. Scheitert die 
Durchführung trotz internationaler und 
europäischer Unterstützung, so stellt dies 
einen herben Rückschlag für die Stabili-
sierung der DR Kongo dar. Läuft bei der 
Durchführung alles glatt, so ist die Arbeit 
damit noch nicht getan. Vielmehr muss 
die mühselige Knochenarbeit zum Aufbau 
der staatlichen Strukturen koordinierter 
als bisher weitergeführt werden, sobald 
die Wahlurnen weggeräumt sind.
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